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ZEITGESPRÄCH

Die Erwartungen der Industrie 
für 1992

Für das kommende Jahr wird allgemein von einer merklichen Verlangsamung des 
Wirtschaftswachstums ausgegangen. Wie schätzt die Industrie die Aussichten für 1992 ein ? 

Welche Erwartungen hat sie an die Wirtschaftspolitik?

Achim Diekmann

Automobilindustrie: Das Ende des Aufschwungs?

1991 war für die deutsche Automo­
bilindustrie ein in jeder Beziehung 

exzeptionelles Jahr. Im Sog der 
Kaufwelle, die seit dem Sommer 
1990 den Automobilabsatz in den 
neuen Bundesländern in die Höhe 
schnellen ließ, und beflügelt durch 
die hohe Konsumneigung in West­
deutschland stieg der Inlandsabsatz 
von Pkw in nie zuvor gekannte Hö­
hen. Schwächen im Exportgeschäft 
wurden hierdurch mehr als ausgegli­
chen.

Die Neuzulassungen von Pkw im 
vereinigten Deutschland dürften bis 
zur Jahreswende vermutlich 4,15 
Mill. Einheiten erreicht haben -  
825000 Einheiten mehr als im Jahr 
zuvor. Der Export lag demgegenüber 
um 450000 Einheiten niedriger. 
Auch im Nutzkraftwagenbereich 
überdeckte die deutsche Sonder­
konjunktur den zeitweise dramati­
schen Verfall der Exportmärkte. Der 
Absatzzuwachs im Inland-Bundes­
republik Ost und West zusammen­
genommen -  erreichte voraussicht­
lich über 80000 Einheiten. Das ent­
spricht einer Zunahme von 37%. 
Auch in diesem Produktsegment
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bliebjedoch die Ausfuhr deutlich hin­
ter dem Vorjahresergebnis zurück.

Die deutsche Automobilindustrie 
hat 1991 das ganze Jahr über am 
Rande ihrer Kapazität gearbeitet. 
Aber auch mit Hilfe von Sonder­
schichten gelang es bisher nicht, den 
Nachfragestau vollständig abzu­
bauen. Gleichwohl fiel die Pkw-Pro- 
duktion nur wenig höher aus als im 
Jahr zuvor. Neben den erschöpften 
Kapazitätsspielräumen waren vor al­
lem Modellwechsel hierfür verant­
wortlich. Die Nutzkraftwagenproduk­
tion stieg um schätzungsweise 10%.

Weltweit betrachtet ging die Auto­
mobilproduktion 1991 zurück. In 
ganz Europa, mit Ausnahme der 
Bundesrepublik, sank die Nachfrage 
nach Kraftfahrzeugen. Besonders 
spürbar war der Absatzrückgang in 
Großbritannien und Schweden. In 
den USA setzte die Flaute des In­
landsgeschäfts vor allem den einhei­
mischen Herstellern zu. Selbst der 
japanische Markt erhielt einen 
Dämpfer.

Die hohe Aufnahmebereitschaft 
des deutschen Automobilmarktes 
bot den europäischen Automobil­

herstellern einen willkommenen 
Ausgleich für die Schwäche ihrer 
heimischen Märkte. Da sich die deut­
sche Automobilindustrie außerstande 
sah, die Nachfrage zu befriedigen, 
konnten sie beachtliche Markt­
erfolge erzielen. In Ostdeutschland 
stammte jeder zweite 1991 abge­
setzte Pkw aus dem Ausland, in 
Westdeutschland jeder dritte.

Die durch ungewöhnliche Wachs­
tumsraten geprägte Marktkonstella­
tion neigt sich nun allerdings dem 
Ende zu. Wenn auch die neuen Bun­
desländer noch auf Jahre hinaus ein 
Markt mit hoher Aufnahmefähigkeit 
bleiben werden, so ist doch unver­
kennbar, daß die Nachfrageentwick­
lung nach der Befriedigung des 
Nachholbedarfs auch dort zunächst 
einmal eine ruhigere Gangart 
einschlagen wird. Dies hängt einmal 
damit zusammen, daß ein Teil der 
Autokäufe, die binnen Jahresfrist zu 
einem Anstieg des ostdeutschen 
Pkw-Bestands um mehr als ein Vier­
tel geführt haben, aus Ersparnissen 
finanziert wurde und als einmaliger 
Reflex auf einen jahrelang erzwun­
genen Mobilitätsverzicht gedeutet
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werden muß. Zum anderen werden 
die gestiegenen Kosten der Autohal­
tung ihren Tribut fordern-eine Folge 
der jüngsten Mineralölsteuererhö­
hung. In Westdeutschland wird vor 
allem der durch den Solidaritätsbei­
trag gebremste Anstieg der verfüg­
baren Einkommen die Kauflust zu­
nächst einmal dämpfen. Die Pkw-Zu- 
lassungen in Deutschland (West und 
Ost zusammengenommen) werden 
daher 1992 voraussichtlich um ein 
Sechstel sinken. Der Trend der Auf­
tragseingänge weist schon seit ge­
raumer Zeit nach unten.

Standortnachteile

Was dies für den Produktionsver­
lauf in der deutschen Automobilindu­
strie in den kommenden Monaten 
letztlich bedeuten wird, hängt u. a. 
davon ab, ob es gelingt, die 1991 ver­
nachlässigten Auslandsmärkte wie­
der stärker zu reaktivieren. Da der 
Markttrend im Ausland derzeit je­
doch noch recht verhalten ist und fast 
alle ausländischen Automobilher­
steller mit Überkapazitäten zu kämp­
fen haben, gewinnt, anders als in der 
hinter uns liegenden Periode über­
bordender Nachfrage, die internatio­
nale Konkurrenzfähigkeit als Krite­
rium für erzielbare Markterfolge für 
die deutsche Automobilindustrie 
wieder an Bedeutung.

Die in der Bundesrepublik ansäs­
sigen Hersteller, die sich im interna­
tionalen Wettbewerb bislang erfolg­
reich auf ihre hohe technische Inno­
vationskraft und den Qualitätsmaß­
stab stützen konnten, den sie mit 
dem Bau sicherer und zunehmend 
auch umweltschonender Fahrzeuge 
gesetzt haben, werden sich wieder 
stärker mit den Nachteilen des Pro­
duktionsstandorts Bundesrepublik 
auseinanderzusetzen haben -  ein 
Aspekt, der während der zurücklie­
genden Monate in den Hintergrund 
getreten war. Zu diesen Standort­
nachteilen gehört in erster Linie das 
hohe Lohnkostenniveau in der Bun­

desrepublik, das über alle inländi­
schen Fertigungsstufen hinweg als 
eine der Ursachen dafür anzusehen 
ist, daß es trotz der nun schon seit 
Jahren andauernden Hochkonjunk­
tur der deutschen Automobilindu­
strie nicht gelungen ist, ihre Ertrags­
situation in nennenswertem Umfang 
zu verbessern. Besonders fühlbar ist 
dieser Lohnkostendruck in der Zu­
lieferindustrie, die sich zunehmend 
vor die Alternative gestellt sieht, ent­
weder ausländischen Konkurrenten 
das Feld zu überlassen, oder selbst 
in Ländern zu fertigen, in denen die 
Kosten weniger hoch sind. Der Anteil 
der Wertschöpfung des Auslands am 
Wert eines in der Bundesrepublik ge-
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fertigten Automobils liegt wegen der 
steigenden ausländischen Zuliefer­
anteile mittlerweile bei mehr als ei­
nem Viertel, mit deutlich steigender 
Tendenz.

Der Überlegung, inländische Pro­
duktionsleistungen durch solche des 
Auslands zu substituieren, werden 
die Automobilhersteller künftig auch 
im Bereich ihrer Kernproduktion 
mehr und mehr Aufmerksamkeit 
schenken müssen. Dabei sind es ne­
ben den Löhnen im engeren Sinn die 
Gesamtbedingungen des sozialpoli­
tischen Umfeldes -  ein immer enger 
geknüpftes soziales Netz und die in 
diesem Zusammenhang den Unter­
nehmen aufgebürdeten Lasten - ,  die 
derartiges Nachdenken erfordern.

Solange es am internationalen 
Gleichschritt hapert, zählt auch die 
Umweltpolitik zu den negativen 
Standortfaktoren. Die Vorteile stän­
diger intensiver Bemühungen um 
den Abbau von Umweltrisiken und 
-belastungen sollen nicht verkannt 
werden. Auch die Industrie profitiert 
hiervon. Sie dürfen jedoch nicht zu 
einer Regulierungsdichte und Ko­
stenbelastungen führen, für die es 
annähernd Vergleichbares in keinem 
der Länder gibt, mit denen sich die 
Bundesrepublik im internationalen 
Wettbewerb zu messen hat.

Der dritte Schwachstellenbereich 
schließlich ist die von den Unterneh­
men in der Bundesrepublik zu tra­
gende Steuerlast. Sie ist höher als in 
der Mehrzahl der mit der Bundesre­
publik konkurrierenden Länder. Auch 
in ihr schlagen sich indirekt An­
spruchsdenken und eine zu geringe 
Effizienz öffentlichen Mittelein­
satzes belastend nieder. Allein der 
Abbau der im Verkehrsbereich gelei­
steten öffentlichen Zuschußzahlun­
gen würde Milliardenbeträge freiset­
zen, um die sich die derzeitige Steu­
erlast senken ließe.

Der Wind des Wettbewerbs wird in 
den kommenden Monaten dafür sor­
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gen, daß diese belastenden Mo­
mente wieder stärker ins Bewußtsein 
dringen. Bei allmählich schwinden­
den Auftragspolstern wird sich auch 
die Automobilindustrie verstärkt vor 
die Notwendigkeit gestellt sehen, 
ihre im internationalen Vergleich viel 
zu hohen Produktionskosten abzu­
bauen. Dabei ist zwischen kurz- und 
längerfristig wirksamen Maßnahmen 
zu unterscheiden. Kurzfristig kann 
die Devise nur lauten, dem steigen­
den Lohnkostendruck durch eine An­
passung der Belegschaften zu be­
gegnen. Je geringer die Spielräume 
für eine Überwälzung dieser Kosten 
in den kommenden Monaten ausfal- 
len, desto unausweichlicher wird der 
Zwang zum Abbau der, gemessen an 
der Wertschöpfung, zu hohen Be­
schäftigtenzahlen der deutschen Au­
tomobilindustrie. In der Zulieferindu­

strie ist dieser Prozess bereits im 
Gange.

Mittel- und längerfristig gesehen, 
wird die neue Dimension des euro­
päischen Wirtschaftsraumes ohne­
hin für Strukturveränderungen sor­
gen, deren Richtung durch die sich 
neu entwickelnden Märkte und Pro­
duktionspotentiale Osteuropas be­
reits vorgezeichnet ist. Der seit lan­
gem spürbare Trend, mit neuen Pro­
duktionsstandorten vor allem an die 
Peripherie der traditionellen industri­
ellen Kernzonen Europas zu rücken, 
wird sich verstärken. Zunehmend 
werden dabei in der Automobilindu­
strie auch Standorte in Osteuropa an 
Bedeutung gewinnen. In der deut­
schen Automobilindustrie wird 
Wachstum künftig vor allem jenseits 
der Elbe stattfinden. Einem Teil der 
heute an den traditionellen Standor­

ten der Automobilindustrie in Frank­
reich, Deutschland, England, den 
Benelux-Staaten und Italien operie­
renden Betriebsstätten der europäi­
schen Automobilindustrie wird man 
dagegen hinsichtlich ihrer Überle­
bensfähigkeit eine eher skeptische 
Prognose stellen müssen. Die Ana­
logie zu den USA, wo in den vergan­
genen Jahren eine der alten Ferti­
gungsstätten nach der anderen aus­
gemustert und durch japanische 
„transplants“ oder neue Fertigungs­
stätten der einheimischen Hersteller 
in Mexiko ersetzt wurde, deutet in die 
Richtung des Anpassungsprozes­
ses, der auch in der europäischen 
Automobilindustrie zu erwarten ist. 
Die Bundesrepublik sollte es nicht 
darauf anlegen, die Hauptlast dieses 
Anpassungsprozesses tragen zu 
müssen.

Horst Franke

Die Erwartungen der Bauindustrie für 1992

Die konjunkturellen Auftriebs­
kräfte haben sich im zweiten 

Halbjahr 1991 abgeschwächt. Hohe 
Zinsen, eine unbefriedigende Ver­
fassung der Weltwirtschaft und die 
damit verbundenen Rückwirkungen 
auf die deutsche Exportkonjunktur 
sowie das Auslaufen der konjunktu­
rellen Impulse aus der deutschen 
Einigung bei erhöhten Lohnstück­
kosten engen den gesamtwirtschaft­
lichen Wachstumsspielraum für das 
Jahr 1992 ein.

Die deutsche Bauwirtschaft prä­
sentiert sich zur Zeit noch in einer 
wesentlich günstigeren Verfassung 
als viele andere Industriezweige. 
Aber auch sie wird sich nicht ganz 
von diesen gesamtwirtschaftlichen 
Abschwächungstendenzen frei ma­
chen können. Vor allem werden sich

diese gesamtwirtschaftlichen Im­
pulse in Westdeutschland bemerk­
bar machen, während wir in den 
neuen Bundesländern dank der star­
ken öffentlichen Baunachfrage auch 
weiterhin mit hohen Zuwachsraten 
rechnen können. Per saldo wird sich 
damit das Wachstum des gesamt­
deutschen Bauvolumens 1992 nur 
geringfügig abschwächen; wir rech­
nen mit einem realen Zuwachs von 
3% (1991: 4%). Hinter diesem 
Durchschnittswachstum verbergen 
sich jedoch deutliche Unterschiede 
zwischen West- und Ostdeutsch­
land, aber auch zwischen den Bau­
sparten.

Wohnungsbau
Der westdeutsche Wohnungsbau 

wird auch 1992 unter dem unverän­
dert hohen Zinsniveau zu leiden ha­

ben. Vor allem gilt dies für den Bau 
von Ein- und Zweifamilienhäusern. 
Hier macht sich deutlich bemerkbar, 
daß private Bauherren bei selbstge­
nutztem Wohneigentum keine Mög­
lichkeit haben, hohe Zinsen zu über­
wälzen. Dies kann auch durch den 
von der Bundesregierung vorge­
schlagenen Schuldzinsenabzug 
nicht aufgefangen werden. Wir ge­
hen für 1992 davon aus, daß es zu ei­
nem leichten Rückgang der Fertig­
stellungszahlen auf 135000 Einhei­
ten kommt (1991: 140000). Daran 
kann auch das von der Bundesregie­
rung im Oktober aufgelegte Woh­
nungsbauprogramm nicht viel än­
dern.

Demgegenüber wird sich der Auf­
schwung im Mehrfamilienhausbau 
auch 1992 fortsetzen. Der Grund:

WIRTSCHAFTSDIENST 1991/XII 601
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Der Wohnungsmarkt läßt nach wie 
vor die Weitergabe der hohen Zinsla­
sten an die Mieter zu. Wir erwarten 
deshalb für 1992 einen Zuwachs des 
realen Bauvolumens von etwa 3%. 
Damit sind die Fertigstellungszahlen 
im Mehrfamilienhausbau (erstmals 
seit 1984) wieder ebenso hoch wie 
im Ein- und Zweifamilenhausbau, 
nämlich ebenfalls voraussichtlich 
135000 Einheiten.

Demgegenüber wird der Woh­
nungsbau in den neuen Bundeslän­
dern 1992 nur wenig Dynamik entfal­
ten. Die nach wie vor nicht kosten­
deckenden Mieten lassen Baumaß­
nahmen im Bestand nur begrenzt zu. 
Die noch immer vergleichsweise 
niedrigen Einkommen in Ost­
deutschland und der damit nur be­
grenzte Spielraum bei der Festle­
gung der Miethöhe stehen auch 1992 
einer Belebung des Neubaus im 
Wege. Wir rechnen deshalb mit einer 
Stagnation des Wohnungsbauvolu­
mens auf dem ohnehin schon niedri­
gen Niveau.

Insgesamt kann die Situation im 
Wohnungsbau also nicht befriedi­
gen: Sowohl im Westen als auch im 
Osten sind wir weit von einer 
Deckung des Wohnungsbedarfs ent­
fernt. In Westdeutschland dürfte die­
ser Bedarf zur Zeit bei 470000 Woh­
nungen pro Jahr, in Ostdeutschland 
bei 100 000 Wohnungen pro Jahr lie­
gen.

Wirtschaftsbau

Der westdeutsche Wirtschaftsbau 
wird sich 1992 auf eine sich allmäh­
lich beruhigende Investitionskon­
junktur einstellen müssen. Die 
Phase der bauintensiven Erweite­
rungsinvestitionen geht ihrem Ende 
zu, und zwar gleich aus mehreren 
Gründen:

□  die Impulse aus der deutschen 
Einigung lassen allmählich nach,

□  die flaue Auslandskonjunktur be­
lastet das Auslandsgeschäft,

□  die nachlassende Kapazitäts­
auslastung im verarbeitenden Ge­
werbe macht Erweiterungsinvestitio­
nen entbehrlich,

□  die anhaltend hohen Kapitalnut­
zungskosten belasten die Rentabili­
tät von Ftationalisierungs- und Er­
satzbeschaffungsmaßnahmen.

Der Hauptverband rechnet des­
halb für 1992 mit einem verlangsam­
ten Wachstum des Wirtschaftsbau­
volumens. Wir erwarten einen Zu­
wachs von real 2,5%. Allerdings auf 
einem hohen Niveau.

Im Vergleich dazu wird der Wirt­
schaftsbau in den neuen Bundeslän­
dern eine weitaus größere Dynamik 
entwickeln. Allein die westdeutschen 
Unternehmen planen für 1992 Inve­
stitionen in einem Volumen von 36 
Mrd. DM; das sind über 30% mehr 
als im laufenden Jahr. Diese bereit­

gestellten Investitionsmittel werden 
1992 sicherlich zu einem großen Teil 
in den Neubau bzw. die Modernisie­
rung von baulichen Anlagen fließen. 
Wir rechnen deshalb mit einem deut­
lichen Zuwachs des ostdeutschen 
Wirtschaftsbauvolumens von etwa 
15%.

Öffentlicher Bau

Mit gedämpften Erwartungen geht 
der öffentliche Bau Westdeutsch­
lands in das Jahr 1992. Der Mittel­
transfer von über 150 Mrd. DM in die 
neuen Bundesländer alleine im Jahr 
1991 verengt die Finanzierungs­
spielräume der westdeutschen Ge­
bietskörperschaften. Die Konzentra­
tion aller Kräfte auf den Ausbau der 
Infrastruktur in den neuen Bundes­
ländern führt dazu, daß öffentliche 
Investitionsvorhaben in West­
deutschland zurückgestellt werden. 
Für 1992 erwarten wir deshalb einen 
Rückgang der öffentlichen Bauinve­
stitionen von real 2%.

In Ostdeutschland ist dagegen der 
öffentliche Bau der Motor des Bau­
aufschwungs. Zwar wird nur ein Drit­
tel der Transferzahlungen investiv 
verwendet; die bereitgestellten Inve­
stitionsmittel haben jedoch 1991 
ausgereicht, um einen Bauauf­
schwung anzustoßen. Daran wird 
sich auch 1992 nichts ändern; wir er­
warten deshalb einen hohen Zu­
wachs des öffentlichen Bauvolu­
mens von über 50%.
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Forderungen an die 
Wirtschaftspolitik

Bund, Länder und Gemeinden tra­
gen in einer konjunkturellen Um­
bruchsituation wie der zur Jahres­
wende 1991/92 ein Höchstmaß an 
Verantwortung. Die deutsche Bauin­
dustrie sieht zwar nach wie vor opti­
mistisch in die Zukunft; die günsti­
gen Perspektiven haben jedoch nur 
dann Bestand, wenn sich die Wirt­
schaftspolitik an den folgenden Leit­
linien orientiert:

□  Die ostdeutsche Bauwirtschaft 
droht zu Beginn des Jahres 1992 in 
ein „Planungsloch“ zu stolpern. 
Bund, Länder und Gemeinden kön­
nen dies jedoch durch folgende Maß­
nahmen verhindern:

•  Die für besonders wichtige Infra­
strukturvorhaben ins Auge gefaßten 
Maßnahmegesetze müssen noch

1992 auf den Gesetzgebungsweg 
gebracht werden. Nur so lassen sich 
die Infrastrukturengpässe beseiti­
gen, die derzeit noch die Rentabilität 
privater Investitionen belasten.

•  Länder und Kommunen müssen 
den Aufbau einer leistungsfähigen 
Verwaltung vorantreiben. Nur so las­
sen sich Verzögerungen bei der Ge­
nehmigung von Bauvorhaben und 
der Vergabe von Bauaufträgen ver­
hindern.

•  Die Kommunen müssen stärker als 
bisher die Möglichkeiten des verein­
fachten Planungsrechts nutzen. Das 
betrifft insbesondere die Erstellung 
sogenannter Vorhaben- und Er­
schließungspläne durch private In­
vestoren.

□  Der Ausbau der westdeutschen 
Infrastruktur darf trotz der hohen 
Einigungskosten nicht auf der

Strecke bleiben. Wir erwarten des­
halb, daß

•  der Bund bei der Planung seiner 
knappen Investitionsmittel ein 
Höchstmaß an Planungsflexibilität 
beweist. Das bedeutet: Rückführung 
aller im Osten unverbaubaren Inve­
stitionsmittel in den Westen,

•  Bund, Länder und Kommunen in 
West- wie in Ostdeutschland alle 
Möglichkeiten zur privaten Finanzie­
rung von öffentlichen Infrastruktur­
vorhaben nutzen. Dies gilt sowohl für 
den Versorgungs- und Entsorgungs­
bereich als auch für den Bereich der 
Verkehrsinfrastruktur.

Wir erwarten, daß der Bund die 
unter anderem vom Hauptverband 
mitentwickelten privaten Finanzie- 
rungs- und Betreibermodelle für den 
Verkehrsbereich im Rahmen von Pi­
lotprojekten auf deren Leistungsfä­
higkeit überprüft.

Wolfgang Munde

Perspektiven der deutschen chemischen Industrie

Die wirtschaftliche Entwicklung 
der chemischen Industrie hat 

1991 unter der weltweit abge­
schwächten Konjunktur gelitten. Ins­
besondere die Rezession in den Ver­
einigten Staaten und Großbritannien 
sowie die Stagnation in einigen Län­
dern der Europäischen Gemein­
schaft haben die Chemieindustrie 
beeinträchtigt. Hinzu kamen die Kri­
sen in Osteuropa sowie die anhalten­
den Probleme in Lateinamerika. Der 
starke Anstieg der Arbeitskosten in 
den alten Bundesländern hat die 
internationale Wettbewerbsfähigkeit 
zusätzlich erschwert. Sie liegen fast 
30% über den amerikanischen, 40% 
über den japanischen und 70% über 
den britischen Arbeitskosten.

Bei der Beurteilung der konjunktu­
rellen Entwicklung der chemischen 
Industrie muß man auch 1991 noch 
deutlich zwischen der Entwicklung in 
den elf bisherigen und den fünf 
neuen Bundesländern unterschei­
den. In den alten Bundesländern 
schwächten sich dieses Jahr die 
Konjunkturimpulse ab. Der Aus­
landsumsatz stagnierte. Dagegen 
expandierte das Inlandsgeschäft -  
vor allem auch wegen der Nachfrage 
aus den neuen Bundesländern -  
überdurchschnittlich. Nach dem 
Ende der Kuwait-Krise gerieten die 
Chemieverkaufspreise zunehmend 
unter Druck. Der Preisindex für che­
mische Produkte blieb 1991 auf Vor­
jahresniveau -  mit einer deutlich ab­

wärts gerichteten Tendenz im Jah­
resverlauf. Dies hat die Erträge -  
nach einem Rückgang um 25% im 
Vorjahr-weiter nachhaltig belastet.

Hinter diesen Zahlen stehen al­
lerdings extrem unterschiedliche 
Entwicklungen in den einzelnen 
Sparten. Überdurchschnittlich hat 
die Produktion konsumnaher Pro­
dukte wie Körperpflegemittel zuge­
nommen. Eine wesentliche Ursache 
hierfür war die starke Nachfrage aus 
den neuen Bundesländern. Auch im 
Pharmasektor konnte die Produk­
tion deutlich gesteigert werden. Da­
gegen war die Mengenentwicklung 
bei den anorganischen Grund­
stoffen unbefriedigend, und die 
Nachfrage nach organischen
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Grundstoffen war insgesamt eben­
falls rückläufig.

Für das Jahr 1992 hoffen wir, daß 
sich die Anzeichen einer Erholung 
der Auslandsnachfrage -  vor allem 
auch aus Übersee -  verstärken. 
Beim Inlandsgeschäft ist dagegen 
1992 eher mit geringeren Zuwachs­
raten zu rechnen.

Strukturanpassung

Die Anpassung der chemischen 
Industrie in den neuen Bundeslän­
dern war 1991 einschneidend, aber 
notwendig. Nach einer Stabilisierung 
der Produktion bis März dieses Jah­
res gingen im April und Mai die Um­
sätze zurück. Produktion und Um­
satz sanken im Mai auf einen Tief­
punkt. Seit Juni 1991 ist ein schwa­
cher Aufwärtstrend zu verzeichnen, 
bei einer nach wie vor höchst unbe­
friedigenden Ertragslage. Nach und 
nach entstanden 1991 erste erhal­
tungsfähige Kernbereiche mit deut­

lich verringerten Beschäftigtenzah­
len. Zu dieser Entwicklung beigetra­
gen hat seit Mai 1991 ein Aufwärts­
trend in mehreren Zweigen der verar­
beitenden Industrie, im Bau sowie 
der Handel mit der UdSSR, der seit 
Juni 1991 im Wiederaufbau begriffen 
ist. Die Privatisierung bezie­
hungsweise der Verkauf von Unter­
nehmen oder Unternehmensteilen 
durch die Treuhandanstalt machten 
erste Fortschritte, und die Zahl der 
Arbeitsplätze wurde, den ökonomi­
schen Erfordernissen entsprechend, 
weiter abgebaut.

Die Zahl der Kooperationen zwi­
schen ost- und westdeutschen Che­
mieunternehmen hat 1991 ebenfalls 
stark zugenommen. Aus über 270 
Kontakten sind mehr als 70 Verein­
barungen entstanden. Sie umfaßten 
Übernahmen, Beteiligungen, Ge­
meinschaftsunternehmen, den Auf­
bau von Vertriebsgesellschaften 
oder die Vergabe von Lizenzproduk- 
tionen. Insgesamt haben die Che­

mieunternehmen aus Westdeutsch­
land allein 1991 rund 1 Mrd. DM in 
den neuen Bundesländern investiert 
und damit einen wichtigen Beitrag für 
die Neustrukturierung in der ostdeut­
schen Chemie geleistet.

Für 1992 hoffen wir auf eine wei­
tere Stabilisierung. Die Privatisie­
rung wird zum überwiegenden Teil 
bis Ende 1992 abgeschlossen sein. 
Der Personalabbau wird sich-wenn­
gleich verlangsamt -  noch fortset­
zen. Weiterhin werden westdeutsche 
Chemieunternehmen von 1992 bis 
1995 gut 4 Mrd. DM in den neuen 
Bundesländern investieren.

Umweltpolitik international 
harmonisieren

Das zurückliegende Jahr war für 
die chemische Industrie nicht nur 
wirtschaftlich schwierig. Auch in der 
Umweltpolitik haben die Probleme 
zugenommen. Sie war von der Ten­
denz gekennzeichnet, neben einer
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Fülle von rechtlichen Vorschriften 
und Auflagen, die Unternehmen ver­
stärkt mit Sonderabgaben zu bela­
sten. Daß Umweltschutz für die Che­
mieunternehmen den gleichen Rang 
hat wie Wirtschaftlichkeit zeigen un­
sere hohen Aufwendungen, die 1991 
6,4 Mrd. DM für Betriebskosten und 
1,9 Mrd. DM für Investitionen in Um­
weltschutzeinrichtungen betragen 
haben. Unsere Standards gelten 
mittlerweile weltweit als vorbildlich. 
Die chemische Industrie wird auch 
aus eigener Initiative weitere Fort­
schritte verwirklichen. Dazu zählt die 
Verringerung von Emissionen in 
Luft, Boden und Gewässer sowie 
eine optimierte Abfall Wirtschaft.

Angesichts der jetzt schon extrem 
hohen Aufwendungen für den Um­
weltschutz halten wir es für proble­
matisch, nun mit einer ganzen Reihe 
von neuen Belastungen konfrontiert

zu werden. Dazu zählen die geplan­
ten oder bereits in Kraft getretenen 
Abgaben für Abwasser, Kohlendioxid 
und Abfall, die zusätzliche Kosten in 
Milliardenhöhe verursachen werden. 
Insbesondere ist nicht nachvollzieh­
bar, daß als Lenkungsabgaben be- 
zeichnete Belastungen selbst dann 
noch steigen, wenn die Unterneh­
men die Emissionen mit großem Auf­
wand deutlich verringern. Hier liegt 
ein Fehler im System, der rasch be­
hoben werden sollte. Die deutsche 
chemische Industrie kann nicht auf 
dem Weltmarkt wirtschaftlich erfolg­
reich bleiben, im Umweltschutz alle 
anderen Länder weit hinter sich las­
sen, ein soziales Netz finanzieren, 
das es in keinem anderen Land gibt, 
und dann noch zusätzlich eine stei­
gende Abgabenlast tragen.

Der Staat muß die Ziele für den 
Umweltschutz vorgeben, und wir er­

kennen an, daß Deutschland als ei­
nes der am höchsten entwickelten 
Länder auf diesem Gebiet eine be­
sondere Verantwortung hat. Im Inter­
esse der Umwelt, deren Probleme in 
den allermeisten Fällen globaler Na­
tur sind, ist es jedoch erforderlich, 
die Umweltpolitik wesentlich stärker 
als bisher international zu harmoni­
sieren. Nationale Alleingänge pas­
sen nicht mehr in die Landschaft ei­
ner immer enger verflochtenen Welt­
wirtschaft.

Ohne eine internationale Harmo­
nisierung der Umweltpolitik sieht sich 
die deutsche chemische Industrie in 
der Zukunft gravierenden Wettbe­
werbsverzerrungen ausgesetzt. Die 
chemische Industrie appeliert des­
halb an die Politik, die Schraube der 
Belastungen nicht zu überdrehen und 
in der Umweltpolitik in eine Konsoli­
dierungsphase einzutreten.

Franz-Josef Wissing

Erwartungen und Herausforderungen der deutschen 
Elektroindustrie

Die deutsche Elektroindustrie er­
wartet für 1992 einen realen Pro­

duktionsanstieg um 3% bis 4%. Die 
Beschäftigtenzahl wird sich in den 
alten Bundesländern nicht wesent­
lich verändern, in den neuen Bun­
desländern bestehen begründete 
Hoffnungen, daß sich der Beschäfti­
gungsabbau verlangsamt und weiter 
notwendige Anpassungen in einigen 
Bereichen der Elektroindustrie durch 
neue Beschäftigungsmöglichkeiten 
in anderen Branchen kompensiert 
werden. Ausgehend von dem niedri­
gen Niveau, das Mitte 1991 erreicht 
wurde, mehren sich die Anzeichen 
für eine Erholung der Elektroindu­
strie in den neuen Bundesländern.

Für 1992 ist hier mit einem deutli­
chen Produktionsplus zu rechnen.

Die insbesondere für das zweite 
Halbjahr 1991 charakteristische, un­
terschiedliche Entwicklung in den 
einzelnen Sektoren der Elektroindu­
strie wird sich 1992 fortsetzen. 
Hauptträger des Wachstums wird er­
neut die Nachrichtentechnik sein. 
Sie profitiert weiterhin vom Ausbau 
der Telekommunikations-Infrastruk­
tur in den neuen Bundesländern, von 
den Anstrengungen der osteuropä­
ischen Staaten zum Aufbau funktio­
nierender Telefonnetze und von der 
zunehmenden Nachfrage nach Mo­
bilkommunikationsdiensten. In der

Datentechnik, die 1991 ebenfalls 
kräftig zulegen konnte, werden die 
Produktionszuwächse von deutli­
chen Ertragseinbrüchen begleitet. 
Der Importdruck und die scharfen 
Preiskämpfe insbesondere bei der 
Hardware werden trotz einer insge­
samt günstigen Marktentwicklung 
auch 1992 anhalten. In den anderen 
Sektoren der Elektroindustrie 
macht sich dagegen eine nachlas­
sende Inlandsfrage bemerkbar. Das 
gilt sowohl für von der allgemeinen 
Investitionstätigkeit abhängige 
Bereiche wie Antriebstechnik, 
Schaltgerätetechnik, Meß- und Au­
tomatisierungstechnik. Auch die 
Gebrauchsgüterproduktion wird
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nach dem Boom im Gefolge der Wie­
dervereinigung in normale Bahnen 
zurückkehren.

Eine deutliche Belebung der Ex­
porte, die die Verlangsamung der 
Auftriebskräfte aus dem Inland aus- 
gleichen könnte, ist erst im zweiten 
Halbjahr 1992 zu erwarten. Wider­
sprüchliche Konjunktursignale aus 
den USA und eine zögerliche Erho­
lung in wichtigen europäischen Part­
nerländern sprechen eher für eine 
Stagnation. Andererseits ist die 
preisliche Wettbewerbsfähigkeit der 
deutschen Produkte in Europa seit 
dem beim letzten EWS-Realignment 
erzielten Stabilitätsvorsprung eher 
gestärkt worden. Im Vorfeld der 
Wahlen in England, Frankreich und 
den USA ist zudem mit einer expan­
siveren Finanz- und Wirtschaftspoli­
tik dieser Staaten zu rechnen, die 
sich belebend auf die Nachfrage 
nach deutschen Produkten auswir­
ken kann.

Die vor dem Hintergrund der ra­
schen Expansion in 1990 und 1991 
insgesamt noch befriedigenden Aus­
sichten für das kommende Jahr dür­
fen allerdings nicht über die Risiken 
für die deutsche Elektroindustrie hin­
wegtäuschen.

Gefährdete
Wettbewerbspositionen

Mit fast 20% war das Import­
wachstum in den ersten neun Mona­
ten 1991 rund dreimal so hoch wie 
das Produktionswachstum. Zwar 
muß dabei berücksichtigt werden, 
daß auf einzelnen Märkten infolge 
der zusätzlichen Nachfrage aus den 
neuen Bundesländern die inländi­
schen Hersteller an Kapazitätsgren­
zen stießen und die Konjunktur­
schwäche auf wichtigen Auslands­
märkten zu einer Veränderung der 
Handelsströme führten. Dennoch 
hat sich die Wettbewerbsposition 
deutscher Produkte weiter ver­
schlechtert.

Für 1992 ist keine Steigerung der 
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Inlandsinvestitionen geplant, worin 
sich sicher auch ein nachlassendes 
Vertrauen in den Elektrostandort 
Deutschland bemerkbar macht. In 
zunehmendem Umfang verlagern 
deutsche Hersteller Produktionen 
ins Ausland, um mit kostengünstig 
fertigenden Bewerbern aus Fernost 
und zukünftig auch aus Osteuropa 
Schritt halten zu können. Unterneh­
men aus Nicht-EG-Staaten, die sich 
die Wachstumseffekte des künftigen 
Binnenmarktes zunutze machen 
wollen, ziehen als Produktionsstand­
orte das benachbarte Ausland vor.

Eine besondere Herausforderung 
stellt die schwache Position der 
deutschen und europäischen Indu­
strie in der Mikroelektronik und Infor­
mationstechnik dar. Bei Speicher­
chips, flachen Bildschirmen und 
Fernkopierern beherrschen fernöst­
liche Produzenten den Weltmarkt. 
Bei der Informationsverarbeitung 
dominieren Mikroprozessoren US- 
amerikanischer Unternehmen. Le­
diglich in der Kommunikationstech­
nik hält die deutsche und europä­
ische Elektronikindustrie noch eine 
starke Position. Diese Situation trifft 
nicht nur die auf diesen rasch expan­
dierenden Märkten aktiven Herstel­
ler, sondern gefährdet zugleich die 
Wettbewerbsfähigkeit von Produk­
ten anderer Industriezweige. Selbst 
wenn ihr wertmäßiger Anteil nur we­
nige Prozent beträgt, hängen we­
sentliche Innovationen in der indu­
striellen Prozeßtechnik, in der Tele­
kommunikation, der Automobiltech- 
nik, im Maschinen- und Fahrzeugbau 
oder in der Umwelttechnik entschei­
dend vom Einsatz der Mikroelektro­
nik ab. Zudem erhalten die Hersteller 
von anwendungsspezifischen inte­
grierten Schaltkreisen den Zugang 
zu Systemwissen, das bislang von 
Produzenten in mechanischen 
Steuerungen und Schaltungen reali­
siert wurde. Die Mikroelektronik wird 
so zur Basistechnologie für die Wett­
bewerbsfähigkeit der gesamten In­
dustrie.

Politische Herausforderungen

Die deutsche und europäische 
Elektronikindustrie hat diese Zusam­
menhänge erkannt und verstärkt Ini­
tiativen zur Sicherung und zur Wie­
dergewinnung von Wettbewerbspo­
sitionen eingeleitet. Immer deutli­
cher stellt sich dabei jedoch heraus, 
daß einzelne Unternehmen und 
selbst weltweit operierende Kon­
zerne mit den aufzubringenden Inve­
stitionen überfordert sind. Entwick­
lungskosten von 4 bis 5 Mrd. DM für 
die nächste Chipgeneration sind nur 
tragbar, wenn kapitalkräftige Unter­
nehmen Zusammenarbeiten und glo­
bale Absatzmärkte erschlossen wer­
den können.

Deshalb müssen die von der euro­
päischen Industrie eingeleiteten Ini­
tiativen in der Forschung und Ent­
wicklung, in der Fertigung, im Ver­
trieb und in der unternehmensüber- 
greifenden Zusammenarbeit durch 
eine Verbesserung der politischen 
Rahmenbedingungen unterstützt 
werden. 1992 sind hier wesentliche 
Weichenstellungen erforderlich.

Zur Stärkung der Kapitalbildungs­
kraft der Unternehmen ist eine Um­
kehr in der Tarifpolitik und eine kon­
sequente Durchführung der seit lan­
gem angekündigten Unternehmens­
steuerreform erforderlich. Neue Be­
lastungen durch zusätzliche Lohn­
nebenkosten oder willkürlich nach 
Finanzierungserfordernissen der 
öffentlichen Hand festgelegte Um­
weltabgaben müssen vermieden 
werden. Die Leistungen des Mittel­
standes gerade für die deutsche 
Wirtschaft haben einen hohen Stel­
lenwert. In Ergänzung dazu muß die 
Politik aber auch die volkswirtschaft­
liche Bedeutung der Großunterneh­
men insbesondere bei der Entwick­
lung von Basisinnovationen wie der 
Mikroelektronik berücksichtigen. 
Der verstärkten Notwendigkeit natio­
naler und internationaler Kooperatio­
nen muß eine praxisgerechte staatli­
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che Wettbewerbspolitik entspre­
chen.

Besondere Beachtung muß die 
internationale Handelspolitik staatli­
chen und strukturellen Marktzu­
gangsbeschränkungen in Japan und 
anderen Ländern widmen, die die 
Wettbewerbsgleichheit verletzen. 
Sie müssen sowohl im Rahmen des 
GATT als auch, wenn erforderlich, im

Rahmen bilateraler Verhandlungen 
beseitigt werden, damit sich das ein­
gesetzte Forschungs- und Sachkapi- 
tal möglichst im Zeitraum von einem 
Technologieschritt zum nächsten 
amortisieren kann. Für eine so ver­
standene Wettbewerbspolitik, die 
häufig auch als Industriepolitik be­
zeichnet wird, wird sich die deutsche 
Elektroindustrie auch 1992 e rse t­
zen. Direkte staatliche Eingriffe, Pro­

tektionismus und Subventionen, die 
insbesondere im Zuge der europäi­
schen Einigung immer wieder ins 
Gespräch gebracht werden, sind da­
gegen der falsche Weg. Eine so ver­
standene Industriepolitik kann nicht 
im Interesse des Wirtschaftszweiges 
liegen, der auch 1992-w ie  kaum ein 
anderer-von funktionierenden inter­
nationalen Handelsbeziehungen ab­
hängig sein wird.

Hans-Jürgen Zechlin

Die Erwartungen des Maschinen- und Anlagenbaus 1992

Die Entwicklung des Maschinen- 
und Anlagenbaus verlief 1991, 

im ersten Jahr der deutschen Wie­
dervereinigung, in West- und Ost­
deutschland unterschiedlich. Wäh­
rend Teilen des westdeutschen Ma­
schinenbaus eine Sonderkonjunktur 
durch den hohen Bedarf an moder­
nen Ausrüstungen in den neuen 
Bundesländern beschert wurde, 
kämpften und kämpfen die ostdeut­
schen Unternehmen mit ihrer Um­
strukturierung, der Anpassung an 
den Weltmarktbedarf und den für sie 
neuen Wettbewerbsbedingungen.

Die Zukunft für den westdeut­
schen Maschinen- und Anlagenbau 
1992 wird von den Investitionsbedin­
gungen im Inland und von einer wirt­
schaftlichen Belebung in den übri­
gen westeuropäischen Ländern und 
in den USA abhängen. Für die ost­
deutschen Unternehmen kommt es 
darauf an, inwieweit die Privatisie­
rung und der Aufbau mittelständi­
scher Unternehmen zügig voran­
schreitet, die Produktion moderni­
siert wird und es gelingt, weltmarkt­
fähige Produkte herzustellen.

Nach den hohen Produktions- und

Umsatzzuwächsen in den vergange­
nen drei Jahren verlief 1991 für den 
westdeutschen Maschinenbau sehr 
enttäuschend. Mit seinem Exportan­
teil von fast 60% schlugen sich die 
seit Anfang 1990 abnehmenden 
Auslandsaufträge 1991 auf die Ma­
schinenproduktion nieder. Sie stieg 
in den ersten neun Monaten real nur 
noch um 8%. Die Ausfuhr sank im 
Vergleich zum ersten Halbjahr 1990 
real um 8%. Für das gesamte Jahr 
1991 kann von einem Rückgang der 
Ausfuhr von 7% ausgegangen wer­
den. Dies ist der stärkste Exportein­
bruch seit vielen Jahrzehnten. Der 
Abschwung bei den Auslandsaufträ­
gen setzte sich 1991 fort und betrug 
bis September real -18%. Verur­
sacht wurde er durch die Nachfrage­
schwäche, die sich, ausgehend von 
den USA auf andere wichtige Absatz­
länder wie Großbritannien, Skandi­
navien, Frankreich, Spanien und Ita­
lien ausdehnten. Die Nachwirkungen 
der extremen US-Dollar- und Yen- 
Schwäche, die den Mitbewerbern 
drastische Preisvorteile einräumten, 
verstärkten den Nachfrageeinbruch. 
In den ersten acht Monaten 1991 
machte sich dies auch auf der Im­

portseite in einem Anstieg der Ein­
fuhren um 16% bemerkbar.

Kompensiert wurde die Talfahrt 
der Auslandsorders bisher teilweise 
noch von einer hohen Inlandsnach­
frage, initiiert durch die deutsche 
Wiedervereinigung. Im September 
wies sie noch eine Steigerung von 
1% im Vergleich zum September 
1990 auf. Dieses Niveau kann je­
doch nicht gehalten werden. 1992 
wird eine sinkende Inlandsnach­
frage erwartet.

Dies bleibt nicht ohne Auswir­
kung auf die Beschäftigung. Im vor­
angegangenen Konjunkturzyklus 
der Jahre 1988 bis 1990 wurden im 
Maschinenbau über 150 000 neue 
Arbeitsplätze geschaffen. Mit 1,16 
Mill. Mitarbeitern erreichte die Be­
schäftigung 1991 ihren Höchst­
stand. Seit August 1990 nehmen die 
Kurzarbeiterzahlen rapide zu. Im 
Oktober 1991 lagen sie bereits bei 
66 000. Im kommenden Jahr wird 
sich ein Abbau der Beschäftigung 
kaum vermeiden lassen, auch wenn 
er moderat stattfindet. Im mittel­
ständischen Maschinenbau ist die 
Bindung zwischen Unternehmen
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und Mitarbeitern sehr hoch. Außer­
dem sind gut ausgebildete Fach­
kräfte das größte Kapital der Unter­
nehmen.

Die angeführten Zahlen für den 
Branchendurchschnitt verdecken die 
großen Differenzen zwischen den 
einzelnen Fachzweigen des Maschi­
nenbaus. Maschinenhersteller, die 
von der expandierenden Nachfrage 
in Ostdeutschland profitieren, haben 
bisher nicht unter dem starken Nach­
fragerückgang des Auslands gelit­
ten. Das sind vor allem Nahrungs­
und Verpackungsmaschinen mit ei­
nem Produktionsplus von 15,7% im 
ersten Halbjahr 1991, Bau- und Bau­
stoffmaschinen plus 6,7%, die Büro- 
und Informationstechnik plus 9,7% 
sowie Geldschränke und Tresoranla­
gen plus 36,4%. Fachzweige, die 
überhaupt nicht durch die Wiederver­
einigung stimuliert wurden, sind zum 
Beispiel Kraftmaschinen mit einem 
Produktionsrückgang von 11 %, Tex­
tilmaschinen minus 18,7%, Gummi- 
und Kunststoffmaschinen minus 
4,1% und Werkzeugmaschinen mit 
einem höchst bescheidenen Zu­
wachs von 3,6%.

Für die Produktion wird 1991 ins­
gesamt mit einem leichten Rück­
gang gerechnet. Dies wird sich aller 
Voraussicht nach in Westdeutsch­
land auch 1992 fortsetzen. Ange­
sichts dieser Lage werden die Unter­
nehmen ihre Investitionspläne nach 
unten korrigieren.

Noch Anpassungsbedarf 
in Ostdeutschland

Für Ostdeutschland lassen sich 
zuverlässige Prognosen kaum ma­
chen. Im ersten Halbjahr 1991 konn­
ten die ostdeutschen Maschinen­
bauer 6,0 Mrd. DM umsetzen. Einige 
Indikatoren deuten darauf hin, daß 
die Talsohle bei den Umsätzen er­
reicht ist. Dies gilt insbesondere für 
bereits privatisierte Unternehmen 
oder solche mit westdeutschen Part­
nern. Allerdings muß der Personal­
stand noch deutlich verringert wer­

den. Derzeit befindet sich rund die 
Hälfte der 400 000 Beschäftigten in 
Kurzarbeit. Der Maschinenexport in 
der ehemaligen DDR war nahezu 
ausschließlich auf den Bedarf der 
UdSSR ausgerichtet. Mit den vor­
handenen Produkten können jedoch 
keine neuen Märkte erschlossen 
werden. Auch fehlt es an leistungsfä­
higen Vertriebsnetzen.

Viele Probleme können in Zusam­
menarbeit mit westdeutschen Part­
nern gelöst werden. Bis Mitte des 
Jahres hatten rund 400 VDMA-Mit- 
gliedsfirmen bereits in den neuen 
Bundesländern investiert oder plan­
ten konkrete Projekte. Im Mittelpunkt 
stehen dabei Kooperationen im Be­
reich Service und Vertrieb. Aber 
auch Unternehmenskäufe und -be- 
teiligungen sowie die Gründung von 
Niederlassungen gewinnen an Be­
deutung. Das Investitionsvolumen 
beläuft sich nach der Umfrage auf 
rund 7 Mrd. DM. Begünstigt waren 
etwa 900 Investitionsvorhaben, mit 
denen rund 100 000 Arbeitsplätze 
gesichert oder neu geschaffen wur­
den.

Neben den Konjunkturproblemen, 
die den Maschinenbau beuteln, ver­
stärken eine Fülle ungünstiger Rah­
menbedingungen die Perspektive. 
Die Gewinnsituation der Maschinen­
bauunternehmen ist schlecht. Eine 
Umsatzrendite von etwa 2% reicht 
nicht aus, magere Zeiten unbe­
schadet zu überstehen. Die Ab­
schlüsse der Tarifpartner im Früh­
jahr 1991 wirken sich auf den Ma­
schinenbau mit seiner hohen Perso­
nalintensität besonders negativ aus. 
Bedingt durch diese Tarifabschlüsse 
klaffen in Ostdeutschland Produkti­
vität und Löhne weit auseinander. 
Zusammen mit den kurzen Arbeits­
zeiten, die auch im Osten schritt­
weise angeglichen werden, verrin­
gert dies die Wettbewerbsfähigkeit 
der deutschen Unternehmen. Hinzu 
kommen die deutschen Exportkon­
trollen, bei deren Erlaß die Bundes­

republik auf eine Abstimmung mit 
den EG-Partnern verzichtete; sie 
sind ebenfalls eine Hypothek für die 
deutschen Unternehmen, besonders 
für den Werkzeugmaschinenbau. 
Fiskalische Belastungen und neue 
Umweltverordnungen haben zusätz­
lich negative Auswirkungen auf der 
Kostenseite der Unternehmen. Auch 
der Zinsanstieg, bedingt durch die 
hohe öffentliche Verschuldung, 
dämpft ihre Investitionsneigung.

Künftige Aufgaben

Der deutsche Maschinen- und An­
lagenbau befindet sich derzeit in ei­
nem konjunkturellen Tief. Nach wie 
vor ist er jedoch technologisch welt­
weit führend, eine wichtige Voraus­
setzung für zukünftige Wettbewerbs­
erfolge. Die japanische Konkurrenz 
darf jedoch nicht übersehen werden. 
Deshalb muß in Zukunft verstärkt 
nach neuen Wegen und Strategien 
gesucht werden.

Mit 21,5% der Ausfuhren aller 
westlichen Industrieländer war der 
westdeutsche Maschinenbau 1990 
der Welt größter Exporteur. Die 
Schwerpunkte der Maschinenex­
porte liegen jedoch zu einseitig in 
Westeuropa. Besonders in den 
Wachstumsmärkten Südostasiens 
ist die Präsenz des deutschen Ma­
schinenbaus mit einem Anteil von 
12% an den Importen ungenügend. 
Der VDMA bemüht sich schon seit 
längerem darum, das Augenmerk 
stärker auf diese Region zu lenken. 
Deshalb hat er zusammen mit der 
baden-württembergischen Landes­
regierung den Bau eines deutschen 
Industrie- und Handelszentrums in 
Singapur in die Wege geleitet, in dem 
sich deutsche Maschinenbauer ge­
meinsam unter einem Dach präsen­
tieren können.

Nach wie vor geht die Hoffnung 
dahin, daß der europäische Binnen­
markt ab 1993 auch für den deut­
schen Maschinen- und Anlagenbau 
zusätzliche Schubkräfte freisetzt.
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